
Beklagter: Ministère des affaires sociales et de la santé 

Vorlagefragen 

1. Steht das von Art. 36 der Richtlinie 2005/36 ( 1 ) aufgestellte 
Erfordernis der Spezifizität des Berufs des Zahnarztes der 
Schaffung einer für Studenten der Medizin und Studenten 
der Zahnmedizin gemeinsamen qualifizierenden Ausbildung 
des dritten universitären Zyklus entgegen? 

2. Sind die Bestimmungen der Richtlinie über die der Medizin 
zugeordneten Spezialisierungen dahin zu verstehen, dass sie 
es ausschließen, dass Disziplinen wie die in Randnr. 3 der 
vorliegenden Entscheidung ( 2 ) genannten in einer Ausbil­
dung zum Zahnarzt enthalten sind? 

( 1 ) Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 7. September 2005 über die Anerkennung von Berufsqualifi­
kationen (ABl. L 255, S. 22). 

( 2 ) Und zwar zum einen eine theoretische Ausbildung in Oralchirurgie, 
die u. a. die Ausbildung zur Chirurgie des Periapex und der odon­
togenen und nicht odontogenen Zysten des Kiefers, die präprothe­
tische und Implantationschirurgie, das Studium der gutartigen Tu­
morerkrankungen, Speichelerkrankungen sowie kieferorthopädisch- 
chirurgische und orthognatische Behandlungen umfasst, und zum 
anderen eine praktische Ausbildung, die mindestens drei Semester 
in einer auf Zahnmedizin spezialisierten Stelle und drei Semester in 
einer auf Kiefer- und Gesichtschirurgie spezialisierten Stelle beinhal­
tet. 

Vorabentscheidungsersuchen des First-tier Tribunal (Tax 
Chamber) (Vereinigtes Königreich), eingereicht am 5. 
November 2012 — Dixons Retail Plc/Commissioners for 

Her Majesty's Revenue and Customs 

(Rechtssache C-494/12) 

(2013/C 26/48) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Vorlegendes Gericht 

First-tier Tribunal (Tax Chamber) 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Dixons Retail Plc 

Beklagte: Commissioners for Her Majesty's Revenue and Customs 

Vorlagefragen 

1. Ist Art. 14 Abs. 1 der Richtlinie des Rates vom 28. Novem­
ber 2006 (2006/112/EG ( 1 )) dahin auszulegen, dass diese 
Vorschrift Anwendung findet, wenn die körperliche Über­
tragung von Gegenständen missbräuchlich erwirkt wird, in­
dem die vom Empfänger der Gegenstände geleistete Zahlung 
mittels einer Karte erfolgt, zu deren Nutzung er, wie er weiß, 
nicht befugt ist? 

2. Wenn die körperliche Übertragung von Gegenständen durch 
missbräuchliche Nutzung einer Karte erwirkt wird, liegt 
dann eine „Übertragung der Befähigung, wie ein Eigentümer 
über einen körperlichen Gegenstand zu verfügen“, im Sinne 
von Art. 14 Abs. 1 vor? 

3. Ist Art. 73 dahin auszulegen, dass diese Vorschrift Anwen­
dung findet, wenn der die Gegenstände Übertragende Zah­
lung nach Maßgabe eines mit einem Dritten geschlossenen 
Vertrags erhält, wonach der Dritte diese Zahlung bei Karten­
umsätzen ungeachtet des Umstands zu leisten hat, dass der 
Empfänger der Gegenstände weiß, dass er zur Nutzung der 
Karte nicht befugt ist? 

4. Wenn ein Dritter die Zahlung nach Maßgabe eines Vertrags 
zwischen ihm und dem die Gegenstände Übertragenden vor­
nimmt, weil dem Übertragenden eine Karte vorgelegt wird, 
zu deren Nutzung der Empfänger der Gegenstände nicht 
befugt ist, erhält der Übertragende dann die Zahlung von 
dem Dritten „für diese Umsätze“ im Sinne von Art. 73? 

( 1 ) Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. November 2006 über 
das gemeinsame Mehrwertsteuersystem (ABl. L 347, S. 1). 

Vorabentscheidungsersuchen des Tribunale Amministrativo 
Regionale per la Sicilia (Italien), eingereicht am 7. 
November 2012 — Davide Gullotta, Farmacia di Gullotta 
Davide & C. Sas/Ministero della Salute, Azienda Sanitaria 

Provinciale di Catania 

(Rechtssache C-497/12) 

(2013/C 26/49) 

Verfahrenssprache: Italienisch 

Vorlegendes Gericht 

Tribunale Amministrativo Regionale per la Sicilia 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Davide Gullotta, Farmacia di Gullotta Davide & C. Sas 

Beklagter: Ministero della Salute, Azienda Sanitaria Provinciale di 
Catania 

Vorlagefrage 

1. Stehen die in Art. 49 ff. AEUV niedergelegten Grundsätze 
der Niederlassungsfreiheit, der Nichtdiskriminierung und des 
Schutzes des Wettbewerbs einer nationalen Regelung ent­
gegen, die es einem zugelassenen und bei der entsprechen­
den Berufskammer eingetragenen Apotheker, der aber nicht 
Inhaber eines in den Organisationsplan aufgenommenen 
Handelsbetriebs ist, nicht erlaubt, in einer Verkaufsstelle 
für parapharmazeutische Produkte, deren Inhaber er ist, 
auch die Arzneimittel im Einzelhandel zu vertreiben, für 
die ein ärztliches „weißes Rezept“ erforderlich ist, d. h. sol­
che, die nicht zu Lasten des Nationalen Gesundheitsdienstes, 
sondern in vollem Umfang zu Lasten des Käufers gehen, 
und die damit auch in diesem Sektor ein Verbot des Ver­
kaufs bestimmter Klassen von pharmazeutischen Erzeugnis­
sen und eine zahlenmäßige Kontingentierung der Handels­
betriebe, die sich im nationalen Hoheitsgebiet niederlassen 
dürfen, begründet?
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2. Ist Art. 15 der Charta der Grundrechte der Europäischen 
Union dahin auszulegen ist, dass der dort niedergelegte 
Grundsatz uneingeschränkt auch auf den Beruf des Apothe­
kers anzuwenden ist, ohne dass die öffentlichrechtliche Be­
deutung dieses Berufs die unterschiedlichen Regelungen für 
die Inhaber von Apotheken und die Inhaber von Verkaufs­
stellen für parapharmazeutische Produkte in Bezug auf den 
Verkauf der in Frage 1 genannten Arzneimittel rechtfertigt? 

3. Sind die Art. 102 und 106 [AEUV] dahin auszulegen, dass 
das Verbot des Missbrauchs einer marktbeherrschenden Stel­
lung uneingeschränkt auf den Beruf das Apothekers an­
zuwenden ist, soweit ein Apotheker, der Inhaber einer tra­
ditionellen Apotheke ist und aufgrund eines Vertrags mit 
dem Nationalen Gesundheitsdienst Arzneimittel verkauft, 
sich das für die Inhaber von Verkaufsstellen für paraphar­
mazeutische Produkte geltende Verbot, Arzneimittel der 
Klasse C zu verkaufen, zu Nutze macht, ohne dass dies 
durch die im Hinblick auf das Allgemeininteresse des Schut­
zes der Gesundheit der Bürger zweifellos bestehenden Be­
sonderheiten des Apothekerberufs gerechtfertigt ist? 

Vorabentscheidungsersuchen des Tribunale di Tivoli 
(Italien), eingereicht am 7. November 2012 — Antonella 

Pedone/Maria Adele Corrao 

(Rechtssache C-498/12) 

(2013/C 26/50) 

Verfahrenssprache: Italienisch 

Vorlegendes Gericht 

Tribunale di Tivoli 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Antonella Pedone 

Beklagte: Maria Adele Corrao 

Vorlagefragen 

1. Ist Art. 130 DPR Nr. 115 vom 30. Mai 2002 im Bereich der 
Festsetzung der Prozesskostenhilfe in der italienischen 
Rechtsordnung — in dem Teil, in dem bestimmt wird, 
dass die dem Anwalt, der Hilfskraft bei den Justizbehörden 
und dem Sachverständigen der Partei zustehenden Beträge 
halbiert werden — mit Art. 47 Abs. 3 der Charta der 
Grundrechte der Europäischen Union vereinbar, der bekräf­
tigt, dass Personen, die nicht über ausreichende Mittel ver­
fügen, Prozesskostenhilfe bewilligt wird, soweit diese Hilfe 
erforderlich ist, um den Zugang zu den Gerichten wirksam 
zu gewährleisten? 

2. Ist Art. 130 DPR Nr. 115 vom 30. Mai 2002 im Bereich der 
Festsetzung der Prozesskostenhilfe in der italienischen 
Rechtsordnung — in dem Teil, in dem bestimmt wird, 

dass die dem Anwalt, der Hilfskraft bei den Justizbehörden 
und dem Sachverständigen der Partei zustehenden Beträge 
halbiert werden — mit Art. 6 der Konvention zum Schutz 
der Menschenrechte, wie er nach Art. 52 Abs. 3 der Charta 
der Grundrechte der Europäischen Union und des Art. 6 des 
Vertrags von Lissabon in die Gemeinschaftsregelung auf­
genommen wurde, vereinbar? 

Vorabentscheidungsersuchen des Tribunale di Tivoli 
(Italien), eingereicht am 7. November 2012 — Elisabetta 
Gentile/Ufficio Finanziario della Direzione Ufficio 

Territoriale di Tivoli u. a. 

(Rechtssache C-499/12) 

(2013/C 26/51) 

Verfahrenssprache: Italienisch 

Vorlegendes Gericht 

Tribunale di Tivoli 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Elisabetta Gentile 

Beklagte: Ufficio Finanziario della Direzione Ufficio Territoriale 
di Tivoli u. a. 

Vorlagefragen 

Ist Art. 130 DPR Nr. 115 vom 30. Mai 2002 im Bereich der 
Festsetzung der Prozesskostenhilfe in der italienischen Rechts­
ordnung — in dem Teil, in dem bestimmt wird, dass die dem 
Anwalt, der Hilfskraft bei den Justizbehörden und dem Sach­
verständigen der Partei zustehenden Beträge halbiert werden — 
mit Art. 47 Abs. 3 der Charta der Grundrechte der Europäi­
schen Union vereinbar, der bekräftigt, dass Personen, die nicht 
über ausreichende Mittel verfügen, Prozesskostenhilfe bewilligt 
wird, soweit diese Hilfe erforderlich ist, um den Zugang zu den 
Gerichten wirksam zu gewährleisten? 

Klage, eingereicht am 6. November 2012 — Europäische 
Kommission/Republik Polen 

(Rechtssache C-500/12) 

(2013/C 26/52) 

Verfahrenssprache: Polnisch 

Parteien 

Klägerin: Europäische Kommission (Prozessbevollmächtigte: J. 
Hottiaux und H. Støvlbæk) 

Beklagte: Republik Polen
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